
Bundessozialgericht
AZ.:12RJ162163 Im Namen des Volkes

—U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Verkündet am
28. Juli 1966

”_ ' Kläger und Revisionskläger,

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 28. Juli 1966 hin durch

Senatspräsident ; R a a c k

‚_ _„ - Vorsitzender —,
Eundesrichter ‘i

v Dr. Sue h u b e r t und

Bundesrichter > Dr. F r i e d e r i c h s ;

Bundessozialrichter F o x und

Bundessozialriehter K r i e g

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 29. Januar 1963

wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten.
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Der am 1893 geborene Kläger war in seinem

Leben fast ausschließlich als selbständiger Ländwirt -
tätig. In den Jahren 1939 und 1940 arbeitete er vorüber—*
gehend als Forstnrbeiter. Während dieser Zeit sind für '

ihn 45 Wochenbeiträge zur Arbeiterrentenversicherung (ArV)

entrichtet werden. Anschließend versicherte er sich

freiwillig weiter. Nach den noch vorhandenenAufrech-
nungsbeecheinigungen — die Quittungskarten wurden in—

zwischen vernichtet_— enthielten die Quittungekerten

Nr. 2 bis 8 insgesamt 375 Wochehbeiträge. Nach den In-
halt der am 10. Februar 1956 aufgerechneten Quittungs—

karte Hr. 8 hatte der Kläger hiervon die jeweils letzten
26 Wechenbeiträge für die Jahre 1954 und 1955 entrichtet.

Lie am 25. Dezember 1958 aufgerechnete Quittungskarte

Nr. 9 enthielt 26Wöchenbeiträgefür dasJahr 1956mit
demAufdruck 58 und neun Monetsbeiträge der Klasse A12

für 1957, ebenfalls mit dem Aufdruck 58. In der am ' '

30. Dezember 1958 aufgerechnetén Quittungskarte Nr. 10

befanden sich weitere 26 Wochenheiträge für 1956 und
nochmals drei Mohatsbeiträge für 1957, jeweils wiederum

mit demAufdruck 584 Die Quittungskarte Nr° 11 wies
“12 Monetsbeiträge für 1958 auf} Durch Bescheide vom

19. Juni 1959und_28.August1959bewilligte die Beklagte
demKläger &ente wegen Berufsunfähigkeit vom 1. Februar

51959an in Höhevon 29,;- DMmonatlich. Die für den
Kläger günstigere Berechnung der Rente nach altem Recht

gemäßArt° 2 5 42 des Arbeiterrentenversicherung3—335

Neuregelungégeset2es (ArVNG) vom 25. Februar 1957 lehnte
sie eb, weil die Ahwartscheft'äus den bis zum 1. Jänner

‚1957 entrichteten Eeiträgen nach den bis dahin geltenden

Vorschriften nicht erhalten gewesen sei (Art. 2 5'42
Satz 2 ArVNG)„‚1 ‘
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Wegen der Höhe der Rente hat der Kläger Klage erhoben.

_Zur Begründung hat er ausgeführt; die Beitragsmarken

für 1956 seien deshßlb erst 1957 veIwendet worden,

weil er Ende 1956 beim Postamt Donauwörth keine
'Beitragemarken mehr bekommen habe°

Mit Urteil vom20„ März 1961hat das Sozialgericht.
9(SG) Augsburg die Klage abgewiesen, da die für 1956

entrichteten Beiträge eindeutig nicht bie_zwn I‚ Jerreg

1957, sondern erst nach diesem Zeitpunkt entrichtet

worden seien‚ Damit sei die Anwartschaft zum 1. Januar

1957 nicht erhalten gewesen, und zwar auch nicht im

Wege der sogenannten Halbdeckung, die mit den bis

einschließlich 31. ■ezember 1956 entrichteten Bei—

_
trägen nicht erreicht sei.

Dagegen hat der Kläger Berufung eingelegt mit dem

Antrage, das Urteil des SG vom 20}_März 1961 auf—
zuheben und die Beklagte unter Abänderung ihres“
Bescheides vom 281‘Augu3t 1959 Zu verurteilen, die'

Vergleichsbercchnung zu
gewähren. Das Bayerische

Ländesßozialgericht (LSG) hat die Berufung zurück—

gewiesen und die Revision zugelassen. Nach der ‘

Rechtsprechung des Bundeesozialgerichts (BSG) — so

hat das LSG ausgeführt
— könne der Kläger die Berech-

>nung seiner Rente nach.den für ihn günstigeren Vor—
30hriften des alten Rechts nicht verlangen° Ea die

für 1956 verwendeten Beitragsmerken den Aufdruck

1958tragen; sei bewiesen,daßdiese Markenbei der‘
‚Post erst 1958 erworben unä im Rahmen der Zweijahres—

'}frist des @ 1418 Abs. 1 der Reichsversicherungsord—

nung (EVO) nF nachentrichtet worden seien. Da somit

am 1. Januar 1957 keine Beiträge für das Jahr t956

vorgelegen hätten, sei die Anwartschaft aus den bis

einschließlich 1955 entrichteten Beiträgen erloschen

gewesen. Sie sei auch nicht über die Halbdeckungs—

vor80hrift des © 1265 RVG aF erhalten_worden°
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Hierfür wären bis zum 1. Januar 1957 wenigstens 442

Wochenbcitrügeerforderlichgeweéen.DerKlägerkennef
mit den bis zum

1. Januar 1957 entrichteten Beiträgen

jedoch lediglich 420_Wochenbeiträge nachweisen° Anders
würde es sich.allerdings verhalten, wenn

die Helbdeckung

nicht auf den 1. Januar 1957, sondern auf den 51. Dezem;
ber 1956 zu errechnen wäre. Alsdann wären für die Halb—

deckung lediglich 416 Wochenbeiträge erforderlich gewesen,

die vorlägen. Die Helbdeckung müsse jedoch nach der Ent—

etehungsgeechichte des Art. 2 5 42 ArVNG und nach der
.Rechtsprechung des BSG zum 1. Januar 1957 berechnet ‘

werden und sei da■it nicht gegeben. ‘

Ier Kläger hat gegen das ihm
am 16. März 1963 zugestellté

.Urteil am 16. April 1963 Retision eingelegt und die

Revision mit Schriftsatz vom 16. Mai 1963, eingegangen
beim BSGcm 17. Mai 1963, begründet. Er beantragt,

“die Urteile_des SGAugsburg vom 20. März 1961

_unddes BayerischenLSGvom29. Januar 1965
eufzuheben und die Beklagte zu verpflichten,

unter Abänderung ihres Bescheids.vom 28. August
1959 “die Vergleichsberechnung zu.gewähren". ’

Zur Begründungder Reviäiön wird v0rgetragen, der
Kläger könne bis zum 1. Januar_1957 420'Wochenbeiträge.

nachweisen. Bei einer Berechnung der Halbdeckung auf 1

den 31. Dezember 1956 seien hierfür lediglich 416 Wocheh—‚

beiträge erfcrderlich. Mit denbis einschließlich 31.7De—
‚zember 1956 tatsächlich entrichteten 420 Wochenbeiträgen

sei damit euch‘nach altem Recht die Halbdeckung gegeben;

so daß die Vergleichsberechnung hätte gewährt werden
Vmüssen; Zumindest gelte dies aber jetzt nach der Neu-

fassung des Satzes 2 des Art. 2 5 42 ArVNG durch das
Rentenvereicherungs—Änderungsgesetz (RVÄndG) vom 9. Junif*

1965(BGBlI 476). V

‚_
5‚€
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Die Beklagte beantragt,—

die Revision zurückzuweisen,

da das angefochtene Urteil richtig sei und auch das

RVÄndGkeine andere Entscheidung ermögliche.

IIO

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt.

Nach dem Protokoll über die mündliche Verhandlung

vor dem LSG am 29. Januar 1963 hat der Kläger dort

vor Aufruf der Sach3erklärt‚ er werde durch Rechts—

aRWalt Jaumann in München vertreten, und es solle

noch bis zum Erscheinen desselben gewartet werden.

ach Aufruf der Sache wurde er jedoch davon ver—

ständigt, daß nach einer telefonischen Durchgabe

von der Vermittlung dieser mitgeteilt worden sei,

daß in seiner Streitsache ohne Rechtsanwalt Jaumann

verhandelt werden solle, da derselbe noch beim Land—

gericht sei und nicht kommen könne„ Damit hatte der

Kläger schon damals seinem derzeitigen Prozeßbevoll—

mächtigten Vollmacht erteilt (5 73 Abs. 2 Satz 1
letzter Halbsatz SGG)° Dann aber’hätte das Urteil

des ISC vom 29. Januar 1963 auch dem Prozeßbevoll—

müchtigten zugestellt werden müssen (@ 73 Abs. 3 SGG).
Das ist indes nicht geschehen, vielmehr ist das

Urteil dem Kläger zugestellt worden° Dadurch war die

Revisionc— und die Revisionsbegründungsfrist nicht
wirksam in lauf gesetzt werden, so daß die Revision

noch rechtzeitig begründet werden ist. Die Revision

kann jedoch sachlich keinen Erfolg haben°

Nach Art. 2 © 42 Satz 1 ArVNG ist bei Versicherungs—
fällen, die in der Zeit vom 1. Januar 1957 bis zum

31. Dezember 1961 eintreten, die Rente nach den vor

46
—
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dem 1 Januar 1957 geltenden Vorschriften über die

Zusammensetzung und die Berechnung der Renten ein—
„

schließlich des Sonderzuschusses des Art‘, 1 9 56 Abs 1

ArVNG aus den bi-s zum 51„ Dezember 1956 zurückgelegten '

Versicherungszeiten zu berechnen, wenn dies für den '

Berechtigten gegenüber der Berechnung der Rente nach
.

den ab 1‚ Januar 1957 geltenden_Vorschriften günstiger_

ist. NachSatz2 desArt. 2 @42,1rVNGaFgalt dies“
jedoch nur dann, wenn ans den vor dem 1; Januar 1957

.entrichteten Beiträgen die Anwartschaft zu diesem Zeit-

. punkt nach den bngdahin geltenden Vorschriften erhal—‘
ten war und ab 1. Januar 1957 für_jedeé_Kalenderjahr

vor demKalenderjahr des Versicherungsfalles für min?-

dcstens neun Monate Beiträge entrichtet sind° Zu derl
hiernach zu prüf8nden Frage, ob aUS den vor dem 1. Januar

1957 entrichteten Beiträgen die Anwartéchaft zu diesem
Zeitpunkt nach altem Recht erhalten war, ist, da für
das Jahr 1956 keine vor dem 1. Januar 1957 entrichtetén
Beiträge vorlegen und deshalb der Vorschrift des 5 1264

EVO aF nicht genügt war, wenach_zur Erhaltung der An—

wartschaft für jedes Kalenderjahr mindestens 26 Wochenr

beiträgeentrichtet werdén'mußten(BSG10, 139;15, 271;f
18, 1), für das bisherige Recht allein zweifelhaft,
ob die Aheartschaft

aus den früheren Beiträgen des'

Klägers im Wegeder Halbdeckung nach @1265 EVOaF
erhalten war° Dazu hat das LSG aber zutreffend ausge—

führt, daß nach der Rechtsprebhung des BSG die Halb—

deckung auf den 1. Januar 1957 zu berechnen war (BSG 15‚_

271, 273; schriftlicher Bericht des Ausschusses für
Sozialpblitik, DBT 2'. Wahlperiode, zu ®ruckS 3080

‚So 25)«FÜr die Prüfung, ob die Halbdeckung gegeben
ist, wer der Vérsicherungefall stets als im Jahre 1957
eingetreten anzunehmen und die Halbdeckung auf den

1; Januar 1957 abzüstellcn, da die Anwartschaft nach'

altem Recht_"zu diesem Zeitpunkt" erhalten sein mußte

{
_ 7A_„
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(Jantz- -2wen5, Das neu'c Recht
'der RentV der A rbeiter

_
und de_r Angestellten, Art 2 5' 42_ArVNG Anm. I).

'Nach' % 1265 RVO aF galt in'des die AnwartsChaft

nur als erhält_én‚ wenn' he_im Eintritt d_'esVérSibhe—
>

rungsfnl les d'ie zeit se'it dem ersten Eintritt in die
Versicherung m'1t Beiträgen zur Hälfte belegt war;_

hierbei vurden allerdings das erste und letzte
'Kalendcrjahr _dér Ver31cherung und gewisse Kriegs—_,

cn1täts— un'd 'ähhliChe Dienstzeiten nicht mitge—
Ztht, wohl aber die hierfür entrichtetén Bei'tr'äge.

B'eim Kläger hätte dééhalb die Zeit von 1940 bis
_

1956, das sind 17 Jahre zu 884 Woéhen (@ 1265 RVG 3F'

letzter Sat_2), zur Hälfte' mit Beiträgen belegt sein

müssen, wobei allein' di_e in 'den 'Jahren 1939 bis '1956

"cntrichteten' Zeitr_äge zu berücksichtigen
waren, da

Art 2 5 42 Satz 2 ArVNG_aF ausdrücklich darauf ab—
stellte, daß aus den vor dem 1. Januar 1957 'ent—
richteten Be'iträgcn die AnWarts chaft erhalten war‘

_“ruf die Zeit bis. Ende 1956 liegen jed'och unstreiti'g
1'nur 420 hcchenbeiträge vor, nämlich 45_ Pflicht_béi—

träge und die 375 freiwilligen Beiträge der Quittungs-

karten Nr'. 2' 'bis 8. Das SG und das LSG haben s'omit
auf _'Grund der _b_isherigen Bächtslage Zu Recht das

_Vorlicgen der' _V0raussetzungen für eine Berechnung

'der chte nac'h dem günStigeren alten Recht verneint'

'Im laufe'äes Revisionsverfahrens ist jedöch das RVÄndG
in Kraft getreten, das im anhähgigen Verfahren noch

'zu berucks1cht1gen ist (vgl ua BSG 16, 257, 260;

_19, 261) Danach ist Art. 2 © 42 Satz 2 ArVNGjetzt
'anders gefaßt und gilt die im Satz 1 dieser Vor—

'9chrift normi'érte Regelung dann, "wennaus den bis
zum 28. Februar 1957 ent'richteten Beiträgen die An—
warteoha'ft zum 31._ Dezember 1956 nach den_ bis dahin
geltendé_h 'Vorsch'ri'ften erhalten war und ah

1. Januar

1957 für jedes Kalenderjahr vor dem Kalenderjahr des

_ 8 _
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1Yersichcrungsfalles‚für mindestens neun Monate Beiträge

' entrichtet sind."_
'_I-amit

ist
zunächst einmal zu prüfen,. ob durch die

„).bstellung der Erhaltung der Anwartschaft auf' nunmehr

den 31. Dezember 1956 statt wie bisher auf den 1. Januar

Ü1957 jetzt etwa der fiktive Versicherungsfall aus dem

Jahre 1957 in das Jahr 1956_verlegt worden ist und damit

die nach 5 1264 RVOan zur Erhaltung der Anwartschäft ‘
_orforderliche Entrichtung von mindestens 26 Woch'enbei—

trägen für das Kalenderjahr 1956 überflüssig geworden

'_ist, we1l nach @ 1264 Abs. 3 Satz 1 RVO aF für das
.Kalenderqahr des VersicherungSfalles zur Erhaltung
'der Anwa1tSchäft keine Beiträge mehr erforderlich

“waren. Diese Frage ist indes zu verneinen, wie die

-Beklägte mit Recht_dargélegt hat

Nach der amtlichen Begründung zum Entwurf eines Gesetzes

zur'Beseitigung Von Härten in den gesetzlichen Renten-"

_
versicherungen (BR Drucks. 319/64 S; 29) ist der 2' Satz_

'des Art 2 5 42 ArVNGallein _deShalbgeändert worden,
"weil Bedenken bestanden (vgl BSG 15, 271), ob' Beiträge,

“die im Januar und Februar 1957 für die Jahre 1955 und

1956nachentrichtét wordensind, auchbei der Prüfung der “
'Frage, ob die‚AnWartschaft am 31, Dezember 1956_erhalé

ten war, berücksichtigt-werden können; durch die Neu—

fassung des Satzes 2 sollte diese Frage bejaht werden°
Keineswegs hat danach der Gesetzgeber' mit der Neufassung

_béabsiChtigt,
zur leichteren Erhaltung der Anwartschaft

'zu unterstellen, der fiktive Ver$icherungsfall sei
»bereits im Jahre 1956 eingetreten. Fur eine solche

__Absicht
ergibt auch die sonstige Ente tehungsgesohiohte '

;des Gesctzés keinen Anhalt Dafür, daß für das Jahr 1956'_

1nio'ht auf die Entrichtung der nach 5 1264 EVO 2? erfore‚'‚

derlichen 26 Wochenbeiträge verzichtet werden sollte,

spricht überdies die Neufassung des Satzes 2. Abweichend

_ 9_-
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vom bisherigen Recht ist nämlich nunmehr die Nach—
_

entricltung der Beiträge für die vorausgehenden '

_Kalenderjahre noeh im Januar und Februar 1957 zu—
'gelassen worden. Hierbei ist berücksichtigt.worden‚

' daß in den ersten beiden.Monaten des Jahres 1957

— als zunächst noch das alte Recht galt, da das

ArVNG erst am 26. Februar 1957 verkündet werden

ist - für die Zeit vorher, also auch für das Jahr.
1956, die zur Erhaltung der Anwartschaft erforder—

lichen Beiträge n0ch zu den Bedingungen des bishe—

rigen Rechts nachträglich entrichtet werden konnten.

Hat er aber dieser Tatsache Rechnung getragen,'so'

ist nicht zu erkennen, daß er durch die Wahl eines
anderen Zeitpunktes, zu

dem die Anwartschaft erhal—

ten sein muß, nunmehr im Ergebnis'ßtwa darauf hätte

verzichten wollen, für das Jahr 1956 überhaupt die „
Entrichtung von 26 Wochenbeiträgen zu v erlangen,

Dagegen spricht zudem die Formulierung in 5 1264

RVO aF, wonach zur Erhaltung der Anwartschaft für

jedes Kalenderjahr mindestens 26 Wochenbeiträge
entrichtet werden mußten, anderenfalls die Anwarté-

schaft aus den für die Zeit bis zumBeginn des
laufenden Kalenderjahres entrichteten Beiträgen

_ _erlosch; denn damit war-eindeutig gemeint,_daß die”
> Anwartschaft zum Ende des Kalenderjahres erlosch,

wenn die erforderliche Eeitragsentridhtung,unter—

blieb, also auch zum 31. Dezember 1956, wenn für

dieses Jahr keine Beiträge vorlegen,

Auch die damit zusammenhängende weitere Frage, ob7

etwa wenigstens bei der Berechnung der Halbdeckung

jetzt vom Jahre 1956 als dem Jahre des fiktiven

Eintritts des Versicherungsfalles auszugehen ist1
statt wie bisher vom Jahre 1957, muß wiederum im

Einklang mit den Ausführungen der Beklagten ver—‘v-

neint werden, 3ür eine dahingehende Absicht findet

_-10.-g.
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sich in der Entetehunnsge„chichtc des RVÄndG ebenfallé2

„kein Anhalt. Außerdem ergäbe sich alsdann die wider——
'sprUChsvolle Folgerung, daß für die Erhaltung der "

Anwartsphaft nach @ 1264 RVG aF auf- den 1. Jan er 1957‚„

1ür die Erhaltung der Anwartschgft nach 5 1265 RVG aF
aber auf einen anderen Zeitpunkt abzustellén wä1e°

Schließlich hätte der Gesetzgeber, wenn er durch die :
' Änderung des Satzes 2 des Art 42 ArVNG eine Änderung

in der Berechnungder Halbdeckunghätte herbe1führen ',

. wollen, nicht den 31 Dezember 1956 als den maßgeblichen .
Termin für die Erhaltung der AnWartschaft zu bezeichnen '

'brauchen‚
es hätte alsdahn vielmehr genügt, wenn er

die Ernaltung der
Anwarts_chaft

für das Jahr 1956 oder

'zum 1 Jänner 1956 gefordert hätte„ Wenn jetzt der
31. Derember 1956 als der maßgebendeStichtag gewählt
werden ist, so ist damit offensichtlich lediglich dem

1Umstand Eechnun$.getragen werden, daß die Bestimmungen
'äes alten Rechts, also insbesondere auch_d1e Vorschriften
über die Notwendigkeit der Erhaltung'der Anwartschaft,' '

‚wegen des rückwirkenden Inkrafttretens des'neuen Rechte

zum1° Januar 1957 (Afta 3 5'8 ArVNG)zu diesem Zeit—
punkt überhaupt nicht mehr galten, so'daß eine Abstellung

.der Erhaltung 6er Ahwartschaft auf diesen Tag sogar
'systemwidr1g war‚ Deshalb mußte der Gesetzgeber folge—
lichtig anerkennen, daB die Anwartschaft nach den

‘
Bestimn.ungen des alten Rechts spätestens noeh am

letzten_

Tage der Geltung des alten Rechts erhalten gewesen
sein konnte° Nichts anderes als diese Klarstellung

ist somit nach Ansicht des Senats mit der Neufassung

des Satzes 2 des Art° 2 % 42 ArVNG insoweit bezwe0kt
gewesen; Dagégen sellte im übrigen die Frage der Erhal-

' tung der Anwartschaft nicht anders
zu beurteilen sein

als bishero'

Nach alledem steht dem Kläger auch auf Grund des RVÄndG '

keine 3erechnurzg seiner Rente nach den vor dem 1, Januar.

1957 geltenden Vorschriften zu; da die in Art 2 5 42
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;Sätz 2 ArVNG nF allein„yorgesehene Verbesserung, wonaéh

auch die bis zum 28. Februar 1957—entrichteten_ßeiträge

bei der Prüfung der Erhaltung der Anwartschaft zum '

131. Dezember 1956 noch zu berücksichtigen sind, für

-ihn nicht in Betracht kommt, weil er im Jahre 1957

überhaupt keine Beiträge entrichtet hat‚

Somit \er die Revision des Klägers gegen das Urteil

des 853erischen LSG vom 29. Januar 1963 in vollem “

Umfange zurückzuweisen.

Die Kostenehtscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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